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Das Ziel: Klimaschonend produzieren
Die Teilrevision des Landwirtschaftsgesetzes erhält Unterstützung von allen Seiten. Der Nidwaldner Landrat beriet es in erster Lesung.

Martin Uebelhart

Das kantonale Landwirtschafts-
gesetz sei eines der wenigen Ge-
setze mit einem Ablaufdatum. 
Alle acht Jahre sei daher dessen 
Inhalt zu überprüfen und den 
neuen Anforderungen und Be-
gebenheiten anzupassen, hielt 
Landwirtschafts- und Umwelt-
direktor Joe Christen am Mitt-
woch im Landrat fest. An der 
Anpassung des Gesetzes hätten 
die unterschiedlichsten An-
spruchsgruppen mitgewirkt.

Die Überprüfung der bisheri-
gen Fördermassnahmen in der 
kantonalen Landwirtschaftspoli-
tik habe gezeigt, dass die Wir-
kungen vor allem im Bereich der 
Strukturen und Wettbewerbsfä-
higkeit zu gering ausfielen. Der 

Regierungsrat habe in seiner 
kantonalen Landwirtschaftsstra-
tegie definiert, dass eine an den 
Standort angepasste und nach-
haltig produzierende Landwirt-
schaft gefördert werden solle. 
Unter anderem soll sie durch res-
sourcen- und klimaschonende 
Produktion die regionale Wert-
schöpfung stärken. Christen ver-
wies auf «mehr Hiäsigs».

Ergänzung zur Agrarpolitik 
des Bundes
Das vorliegende Gesetz sei eine 
Ergänzung zur Agrarpolitik des 
Bundes. Mit dem Rahmenkredit 
für die Landwirtschaft, über den 
das Parlament an der nächsten 
Sitzung entscheiden wird, wür-
den die Mehrleistungen der 
Bäuerinnen und Bauern ent-

schädigt. Diese Massnahmen 
beruhten auf freiwilliger Basis. 
Niemand werde zu etwas ge-
zwungen, doch sollen jene ent-
schädigt werden, die mehr er-
brächten, als der Bund fordere.

Die Kommission für Bau, 
Planung, Landwirtschaft und 
Umwelt (BUL) stellte sich ein-
stimmig hinter die Gesetzesre-
vision. Unterstützung kam auch 
von den Fraktionen im Landrat. 
Otmar Odermatt (Mitte, Wol-
fenschiessen) hielt fest, dass sei-
ne Fraktion die Stossrichtung 
des Gesetzes als sehr ausgewo-
gen unterstütze. Zentral sei, 
dass auch in Zukunft eine wirt-
schaftlich produzierende Land-
wirtschaft ermöglicht werde. 
Dabei sei wichtig, dass der Kul-
turlandverlust in Grenzen gehal-

ten werde. Iren Odermatt (Dal-
lenwil) betonte, die FDP könne 
hinter einer standortangepass-
ten und nachhaltigen Landwirt-
schaft, die mit einer ressourcen-
schonenden Produktion Wert-
schöpfung generiere und 
wirtschaftlich sei, stehen. Weni-
ger Freude hat die Fraktion am 
höheren Rahmenkredit für die 
Jahre 2024 bis 2027, der um 16 
Prozent auf 6,9 Millionen Fran-
ken ansteige.

Linke wünscht sich mehr 
Acker- und Gemüsebau
Beat Risi (SVP, Buochs) hielt fest, 
seine Partei begrüsse die Leit-
idee des Gesetzes. «Biodiversität 
und auch eine klimaschonende 
Landwirtschaft im Einklang mit 
der Natur sind für uns Bauern 

sehr wichtig.» Grünlandwirt-
schaft dominiere das Land-
schaftsbild in Nidwalden. Dane-
ben gebe es viele Alpen, die ge-
pflegt werden müssten. Daher 
sei es wichtig, dass der Kanton 
eine standortangepasste Land-
wirtschaft unterstütze.

Die Grüne/SP-Fraktion habe 
erfreut zur Kenntnis genom-
men, dass im Bericht des Regie-
rungsrats sehr viel von ressour-
censchonend, Nachhaltigkeit, 
Biodiversität und regionaler Ab-
satzförderung geschrieben wer-
de, sagte Daniel Niederberger 
(SP, Stans). Dies werde dann 
aber in Gesetz und Verordnung 
doch nicht ganz so konsequent 
umgesetzt. Das Verschieben des 
Fokus von hauptsächlich Gras-
land, Vieh- und Milchwirtschaft 

hin zu mehr auf Acker- und Ge-
müsebau basierter Landwirt-
schaft gehe zu langsam.

Die Grünliberalen seien sich 
der Herausforderungen bewusst, 
denen sich die Nidwaldner Land-
wirtschaft stellen müsse, sagte 
Fraktionssprecher Jonas Tappo-
let (Ennetbürgen). Sie müsse die 
Anforderungen für die Produk-
tion mit anspruchsvollen Absatz-
märkten und ausländischer Kon-
kurrenz unter einen Hut bringen. 
«Die Produktion von hochwerti-
gen, gesunden Lebensmitteln er-
fordert viel Arbeit, Know-how 
und Investitionen in modernste 
Technologien.»

Die Abstimmung über die 
Teilrevision des kantonalen 
Landwirtschaftsgesetzes findet 
nach der zweiten Lesung statt.

Kripo-Chef will in die Politik einsteigen
Senad Sakic will sich auch politisch einbringen. Dafür brauchte der Nidwaldner Kripo-Chef den Segen der Regierung.

Matthias Piazza

Der Kanton Luzern ist im Wahl-
kampf. Am Sonntag wählen die 
Luzernerinnen und Luzerner 
Parlament und Regierung. Auf 
einem der zahlreichen Plakate 
taucht auch der Name Senad Sa-
kic auf. Er ist auf der Wahlliste 
der Mitte im Wahlkreis Luzern-
Stadt auf Position 18 von 24 auf-
geführt. Den meisten Luzerne-
rinnen und Luzernern dürfte der 
Name des Politneulings, der in 
der Stadt Luzern wohnt und 
auch dort aufgewachsen ist, 
noch nicht allzu viel sagen. An-
ders in Nidwalden. Seit Anfang 
vergangenen Jahres ist der 
44-Jährige Chef der Kriminal-
polizei Nidwalden und seit An-
fang dieses Jahres stellvertreten-
der Kommandant.

Die Konstellation Nidwald-
ner Kripo-Chef und Luzerner 
Kantonsrat, falls gewählt, sieht 
er nicht als Problem, sondern 
als ideale Ergänzung. «Als Kri-
po-Chef bekomme ich politi-
sche Prozesse mit, das hilft mir 
als Kantonsrat. Dank meines 
Jobs kann ich mich auch bei si-
cherheitspolitischen Themen 
und deren Einfluss auf die 
Menschen und die Gesellschaft 
als Politiker besonders gut ein-
bringen.»

Als stark verwurzelter Stadt-
luzerner wolle er mit seiner 
Meinung sein Lebensumfeld 
mitgestalten und etwas bewe-
gen, begründet er seine Motiva-
tion für die Politik. Schon sein 
Vater habe als Grossstadtrat 

(Stadtparlament) für die SP kan-
didiert. Seine Funktion als Kri-
po-Chef lasse sich mit dem Kan-
tonsratsamt, das in etwa einem 
20-Prozent-Pensum entspre-
che, gut vereinbaren, zumal er 
oft auch am Wochenende arbei-
te und dafür an Werktagen frei-
nehmen könne. 

Justizdirektorin unterstützt 
das politische Engagement
Mitarbeitende der kantonalen 
Verwaltung in Nidwalden brau-
chen für eine Nebenbeschäfti-
gung die Bewilligung der Regie-
rung. Diese sei ihm gerne erteilt 
worden, sagt Regierungsrätin 
und Justiz- und Sicherheitsdi-
rektorin Karin Kayser auf Anfra-
ge. «Ich freue mich sehr, dass 
sich Senad Sakic für die politi-
schen Geschehen interessiert 
und bereit ist, sich für das Ge-
meinwesen zu engagieren.»

Sie unterstütze als Regie-
rungsrätin das politische Enga-
gement von Mitarbeitenden der 
kantonalen Verwaltung. «Denn 
Mitarbeitende, die politisch en-
gagiert sind, haben oft ein gutes 
Verständnis für politische Ent-
wicklungen und können da-
durch auf Veränderungen re-
agieren, fördern das politische 
Bewusstsein und die politische 
Bildung innerhalb der kantona-
len Verwaltung.»

Und wenn dieses Engage-
ment wie im Falle von Senad 
Sakic ausserhalb des Arbeits-
kantons stattfinde, gebe es 
auch keinen Interessenskon-
flikt. «Vielmehr bietet ein Amt 

in einem anderen Kanton Ein-
blick in verschiedene Prozesse, 
was wiederum die eigene 
Arbeit bereichern kann.»

Von früheren Kripo-Chefs wur-
de verlangt, dass sie nach Nid-
walden zügelten, falls sie in 
einem anderen Kanton wohn-

ten. «Eine Wohnsitzpflicht ist 
heute nicht mehr zeitgemäss», 
sagt Karin Kayser darauf ange-
sprochen. «Vielmehr ist es 

unser erstes Ziel, kompetente 
Mitarbeitende für unseren 
Kanton zu gewinnen und sie zu 
motivieren, sich in unserem 
Kanton anzusiedeln. Mitarbei-
tende mit Pikettpflicht müssen 
jedoch eine zeitlich vorgegebe-
ne Erreichbarkeit gewährleis-
ten können.» Und dies sei bei 
Senad Sakic mit Wohnort Lu-
zern gegeben. 

Auch im Kanton Obwalden 
gibt es keine Wohnsitzpflicht für 
Angehörige des Polizeikorps. 
Die Auflage ist allerdings, dass 
sie innerhalb von zwanzig Minu-
ten am Einsatzort sind. 

Urner Wohnsitz  
als Anstellungsbedingung
In Uri ist die Situation anders. So 
steht im kantonalen Polizeige-
setz, dass die Anstellungsbehör-
de den Angehörigen des Polizei-
korps einen bestimmten Wohn-
sitz vorschreiben kann, sofern 
ein überwiegendes öffentliches 
Interesse daran besteht.

Das bestätigte auch das 
Bundesgericht 2019. Es hatte 
sich mit dieser Frage auseinan-
derzusetzen, nachdem der da-
malige Urner Verkehrspolizei-
chef Oliver Schürch in der Sa-
che bis vor die höchste Instanz 
gezogen war. Weil seine Vor-
gesetzten nicht akzeptierten, 
dass er nach drei Jahren in Uri 
nach Luzern umgezogen war, 
sah Schürch seine Nieder-
lassungsfreiheit tangiert. Letzt-
lich kündigte er seinen Job in 
Uri und trat eine Stelle im Kan-
ton Luzern an.

Das Wahlplakat von Senad Sakic beim Fanghöfli. Bild: Matthias Piazza (Luzern, 28. 3. 2023)
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